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tung der Arbeitszeit zu berücksichtigen. So ist bereits bei der 
Vereinbarung von Teilbeschäftigung zu beachten, daß ein 
Übergang zur Vollbeschäftigung nur dann möglich ist, wenn 
Willensübereinstimmung besteht, also ein Änderungsvertrag 
abgeschlossen wird (§49 AGB). Deshalb werden jetzt Verein­
barungen über Teilbeschäftigung auf einen befristeten Zeit­
raum begrenzt, nämlich „für die erforderliche Zeit“ gemäß 
§ 160 Abs. 4 Satz 2 AGB.

Es hat sich nach den Erfahrungen im Stammbetrieb des 
VEB Kombinat Aktuell Lederwaren Leipzig nicht bewährt, 
mit jedem Teilbeschäftigten eine individuelle Gestaltung der 
Arbeitszeit zu vereinbaren, weil dadurch die Auslastung der 
hochproduktiven Grundfonds nur unzureichend gewährleistet 
ist. Deshalb werden die teilbeschäftigten Werktätigen plan­
mäßig in den normalen Arbeitsablauf einbezogen, indem mit 
ihnen Teilschichten, also entweder Vormittags- oder Nach­
mittagsarbeit, vereinbart werden. So kann durch den Einsatz 
von jeweils zwei teilbeschäftigten Werktätigen eine volle 
Schicht und damit eine bessere Auslastung der Grundfonds 
erreicht werden.

3. Eine höhere Effektivität der Arbeit kann auch dadurch 
erreicht werden, daß in Fällen der Freistellung von der Arbeit 
strikt die gesetzlichen Voraussetzungen beachtet und einge­
halten werden.

Soweit ein Anspruch auf Freistellung im Zusammenhang 
mit bestimmten rechtserheblichen Tatsachen gemäß § 182 AGB 
(Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen, Wahrnehmung 
staatlicher oder gesellschaftlicher Funktionen usw.) besteht, 
sind die Einflußmöglichkeiten der Betriebe begrenzt. Einfluß 
auf die Reduzierung von Ausfallzeiten nehmen hier die Werk­
tätigen selbst, indem z. B. die gesellschaftlichen Organisatio­
nen ihre Veranstaltungen prinzipiell außerhalb der Arbeits­
zeit durchführen.

Bei Freistellungen zum Arztbesuch (§ 183 Abs. 3 AGB) und 
bei Ausfallzeiten durch Verkehrsstörungen o. ä. (§ 115 AGB) 
müssen die Leiter verantwortungsbewußt prüfen, ob es mög­
lich ist, daß der Werktätige die ausgefallene Arbeitszeit vor- 
oder nacharbeitet. Ein Anspruch auf Ausgleichszahlungen 
besteht nur dann, wenn die Vor- bzw. Nacharbeit nicht zu­
mutbar ist. Die Entscheidung über die Zumutbarkeit der Vor- 
bzw. Nacharbeit ist vom Betriebsleiter mit Zustimmung der 
zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung zu treffen. 
Eine Prüfung der Möglichkeiten von Vor- bzw. Nacharbeit 
ist also in jedem Fall vorzunehmen.

Bei der unbezahlten Freistellung nach § 188 AGB handelt 
es sich um eine Regelung für Ausnahmefälle, die keinen 
Rechtsanspruch des Werktätigen begründet. In jedem Fall ist 
eine Entscheidung des zuständigen Leiters notwendig, die 
dieser unter Beachtung der Erfordernisse des Betriebes sowie 
der Wünsche des Werktätigen beim Vorliegen dringender 
familiärer oder anderer gerechtfertigter Gründe zu treffen 
hat.

Die Maßstäbe für die Gewährung unbezahlter Freistel­
lung sind in den einzelnen Betrieben recht unterschiedlich. 
Der wiederholt geäußerten Forderung, einheitliche Maßstäb'e 
für die Entscheidung der Leiter aufzustellen, kann jedoch im 
Hinblick auf die Vielfalt des Lebens nicht entsprochen wer­
den. Außerdem ist davon auszugehen, daß diejenigen Fälle, 
in denen das gesellschaftliche Erfordernis der Freistellung 
oder die gesellschaftliche Rechtfertigung für den Arbeitsaus­
fall besteht, bereits durch entsprechende normative Ansprüche 
auf bezahlte Freistellung (§§ 182 bis 185 AGB) erfaßt sind. 
Deshalb ist bei der Entscheidung über die Möglichkeit einer 
unbezahlten Freistellung das Schwergewicht auf die Gewähr­
leistung der betrieblichen Planerfüllung zu legen. Außerdem 
sollte bei der Entscheidung über die Freistellung unter Be­
rücksichtigung der berechtigten persönlichen Belange des 
Werktätigen auch die Gesamteinschätzung seines Verhaltens, 
insbesondere bei der Lösung betrieblicher und gesamtgesell­
schaftlicher Aufgaben, beachtet werden.
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Zusammenarbeit von Untersuchungsorgan,
Staatsanwalt und Gericht
zur Durchführung beschleunigter Verfahren
Die Justiz- und Sicherheitsorgane des Kreises Borna nutzen 
die Möglichkeit, beschleunigte Verfahren unter den gesetzli­
chen Voraussetzungen des § 257 StPO dann durchzuführen, 
wenn die sofortige Disziplinierung des Täters erforderlich ist 
oder sichtbar schnell auf Straftaten reagiert werden soll, um 
Sicherheit und Ordnung zu gewährleisten. Auf der Grund­
lage der Hinweise, die auf der 4. Plenartagung des Obersten 
Gerichts vom 21. Dezember 1982 für die qualifizierte Vorberei­
tung und Durchführung von beschleunigten Verfahren gege­
ben wurden (vgl. QG-Informationen 1983, Nr. 1, S. 16 f.), ar­
beiten die beteiligten Organe in jeder Sache — bei voller 
Wahrung der Eigenverantwortung — eng zusammen. Auch 
für diese Verfahrensart hat sich gute konzeptionelle Arbeit 
bewährt, um ihre rechtspolitische Zielstellung unter genauer 
Beachtung der strafprozessualen Anforderungen an die Auf­
klärung der Straftat und ihrer Ursachen und begünstigenden 
Bedingungen zu verwirklichen.

Wir halten es für sehr wichtig, daß das Verfahren von der 
Anzeigenaufnahme an äußerst zügig und konzentriert, aber 
auch effektiv und gründlich bearbeitet wird. Nur so ist es 
möglich, innerhalb einer vergleichsweise kurzen Frist die Tat­
bestandsmäßigkeit einer Handlung festzustellen. Das setzt 
voraus, daß mit den vorliegenden oder kurzfristig zu beschaf­
fenden Beweismitteln der Sachverhalt zweifelsfrei und voll­
ständig nachzuweisen ist. Das bedeutet z. B. bei Vergehen der 
vorsätzlichen Körperverletzung auch, daß sich deren Folgen 
bis zur Hauptverhandlung endgültig und unter Ausschluß des 
Eintretens tatbestandsverändernder Momente beweisrechtlich 
sichern lassen. Ähnlich stellt sich die Pflicht der vollständigen 
Aufklärung auch hinsichtlich der Persönlichkeit des Täters 
dar. Es ist insbesondere zu prüfen, inwieweit eine unverzüg­
liche staatliche Reaktion zu dessen Disziplinierung geboten 
und auch möglich ist. Diese Frage beschränkt sich nicht auf 
die Feststellung, ob eine Vorstrafe vorliegt. So ist bei Delikten, 
die Gewalttätigkeiten gegen Personen darstellen, die Einstel­
lung des Täters zu grundlegenden Verhaltensanforderungen, 
z. B. zur körperlichen Unversehrtheit schlechthin, zu prüfen, 
weil die Feststellungen dazu für den Grad der Schuld oder 
hinsichtlich einer möglichen Abgrenzung der Tatbestands­
merkmale des § 115 StGB von denen des § 215 StGB bedeut­
sam sein können. Zu beachten ist ferner, ob eine Strafe an­
gemessen wäre, die den Rahmen des § 258 StPO übersteigt. 
Für eine Verhandlung im beschleunigten Verfahren sehen wir 
unter diesem Aspekt in der Regel schon dann keinen Raum, 
wenn die gemäß § 258 StPO vorgesehene Obergrenze der 
Freiheitsstrafe der im verletzten Straftatbestand angedrohten 
Untergrenze entspricht und das Gericht somit keine Möglich­
keit der Differenzierung der Maßnahme der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit mehr hat.

Die Notwendigkeit, den genannten Umständen in den Er­
mittlungen Rechnung zu tragen, erfordert eine verfahrensbe­
zogene Schulung des Sachbearbeiters. Neben dieser Praxis hat 
sich bei uns bewährt, daß das Untersuch/ungsorgan dem Staats­
anwalt von sich aus Hinweise auf Sachverhalte gibt, die da­
für sprechen, ein beschleunigtes Verfahren durchzuführen. 
Das gewährleistet, auftretende Zeitverluste auf ein Mindest­
maß zu beschränken. Die frühe Information des Staatsanwalts 
erleichtert im weiteren ein konzeptionell abgestimmtes Vor­
gehen bei noch vorzunehmenden Ermittlungen. Durch die re­
gelmäßige Abstimmung zwischen den Leitern der beiden 
Organe war es möglich, u. a. solchen Problemen wie der nicht 
rechtzeitigen Beiziehung von Strafregisterauszügen oder dem 
verzögerten Vorliegen von Schadenersatzanträgen zu begeg­
nen.

Große Aufmerksamkeit, widmen wir der rechtzeitigen und 
präzisen Information des Kreisgerichts, damit es ohne Pro­
bleme in kürzester Frist den Verhandlungstermin ansetzen 
und die hierfür erforderlichen weiteren Maßnahmen zur un­
verzüglichen Durchführung des Verfahrens treffen kann. Das 
bezieht sich vor allem auf die Prüfung des notwendigen Be-


